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Verordnung 
über die Inanspruchnahme von Leistungen 

im Interesse der Verteidigung und des 
Schutzes der Deutschen Demokratischen Republik.

— Leistungsverordnung —

Vom 16. August 1963

Zur Vorbereitung und Sicherstellung der Verteidi­
gung der Deutschen Demokratischen Republik haben 
die volkseigenen und anderen Betriebe, Werkstätten 
und Institutionen, die gesellschaftlichen Organisationen, 
die Genossenschaften und Personenvereinigungen so­
wie Bürger entsprechend dem Verteidigungsgesetz 
vom 20. September 1961 (GBl. I S. 175) auf Anforde­
rung der zuständigen staatlichen Organe oder der Be­
darfsträger Sach- und Dienstleistungen zu erbringen, 
Grundstücke zur Verfügung zu stellen oder Unterkunft 
zu gewähren. Die Sachleistungen, Grundstücke und 
Unterkünfte sind vorwiegend aus dem Volkseigentum 
zur Verfügung zu stellen.

Dabei sind bei der Vorbereitung und Inanspruch­
nahme von Sach- und Dienstleistungen die in den ge­
setzlichen Bestimmungen festgelegten Prinzipien der 
Planung und Leitung der Volkswirtschaft grundsätzlich 
zu beachten.

Auf Grund des § 21 des Verteidigungsgesetzes wird 
in Übereinstimmung mit dem Nationalen Verteidi- 
dungsrat der Deutschen Demokratischen Republik zur 
Durchführung der §§ 8 bis 11 und 14 des Verteidi­
gungsgesetzes folgendes verordnet:

T e i l  A 
Sach- und Dienstleistungen

I. A b s c h n i t t

Grundsätze der Sach- und Dienstleistungspflicht 
für den Verteidigungszustand

§ 1
Allgemeine Bestimmungen

(1) Die Versorgung der Nationalen Volksarmee und 
der anderen bewaffneten Organe der Deutschen Demo­
kratischen Republik sowie der weiteren Bedarfsträger 
(§ 3 Abs. 3) erfolgt auf der Grundlage der für den Ver­
teidigungszustand bestätigten Volkswirtschafts- und 
Staatshaushaltspläne.

(2) Abweichungen davon sind nur im Rahmen dieser 
Verordnung für die geplanten Sach- und Dienstleistun­
gen aus der Volkswirtschaft oder für zusätzliche Forde­
rungen, die sich aus der militärischen Lage ergeben, 
zulässig.

§ 2
Recht auf Leistungen

(1) Anforderungsberechtigt für Sach- und Dienst­
leistungen während des Verteidigungszustandes sind 
die zuständigen staatlichen Organe, die auf Ersuchen 
der Bedarfsträger (§ 3) tätig werden.

(2) Sind die zuständigen staatlichen Organe verhin­
dert, so können Leistungen durch die Leiter der 
Dienststellen und Einheiten der Nationalen Volksarmee 
unmittelbar von den Leistungspflichtigen angefordert


